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Thema der Woche:

Solide Staatsfinanzen
Bundeskabinett verabschiedete Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2011

Das Bundeskabinett hat in dieser Woche den
Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2011
und den Finanzplan bis zum Jahr 2014 verab-
schiedet. Demnach werden die Ausgaben des
Bundes von 319,5 Milliarden Euro in 2010 über
307,4 Milliarden Euro in 2011 auf 301 Milliarden
Euro in 2012 sinken. In 2013 und 2014 werden sie
dann auf dem Niveau von 2012, also bei ca. 301
Milliarden Euro, gehalten. Der Bundeshaushalt
bewegt sich damit auf der Ausgabenseite also
eindeutig in Richtung auf 300 Milliarden Euro.
Fast noch wichtiger ist allerdings, dass die Netto-
kreditaufnahme deutlich zurückgeführt und sie
bis zum Ende des Finanzplanungszeitraums mehr
als halbiert wird. In konkreten Zahlen ausgedrückt
bedeutet das: Die Nettokreditaufnahme wird
2011 57,5 Milliarden Euro betragen. 2012 wird sie
sich auf 40,1 Milliarden Euro belaufen. Danach
sinkt sie auf 31,6 Milliarden Euro im Jahr 2013 und
auf 24,1 Milliarden Euro im Jahr 2014.

Heute ist absehbar, dass sich der Haushaltsvoll-
zug 2010 günstiger gestaltet, als die Bundesregie-
rung es noch vor kurzem annehmen musste. Das
bedeutet allerdings nicht, dass durch diese positi-
ve Entwicklung zusätzlicher Spielraum für Steuer-
senkungen oder Ausgabenerhöhungen entstünde.
Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble warnte
in diesem Zusammenhang eindringlich davor, in
der sich verstärkenden konjunkturellen Erholung
den Fehler zu wiederholen, der in den letzten
Jahrzehnten zum dramatischen Anstieg des Ver-
schuldungsniveaus geführt habe, nämlich auf-
grund konjunktureller, also temporärer Mehrein-
nahmen strukturelle, also dauerhafte Mehrausga-
ben zu beschließen. Dies führe im nächsten Ab-
schwung geradewegs in eine noch höhere Ver-
schuldung. Christlich-liberale Finanzpolitik er-
schöpfe sich nicht darin, dass man in der Krise
Schulden mache, um die Konjunktur wieder anzu-
kurbeln, sondern bedeute, dass man nach der Kri-

se im Aufschwung die Schulden wieder abbaue –
was in den zurückliegenden Jahrzehnten aber in
dieser Symmetrie nicht funktioniert habe.

Diese Symmetrie wieder herzustellen, sei das
Ziel der Schuldenbremse. Die Schuldenbremse sei
eine intelligente, konjunkturgerechte Regelung,
die die konjunkturbedingten Einnahmen- und
Ausgabenschwankungen bei der Ermittlung des
zulässigen Haushaltsdefizits berücksichtige, aber
nur einen geringen strukturellen Verschuldungs-
spielraum in Höhe von 0,35 Prozent des BIP zu-
gestehe, betonte der Minister in dieser Woche
anlässlich der Entscheidung des Bundeskabinetts.
Mit der Schuldenbremse wird eine grundlegende
Schwäche der bisherigen Schuldenregel im
Grundgesetz, die in guten Zeiten keinen wirksa-
men Konsolidierungsdruck ausübte, behoben. Um
die Schuldenbremse ab 2016 einzuhalten, ist vom
Grundgesetz ein gleichmäßiger Abbaupfad für das
strukturelle Haushaltsdefizit ab 2011 vorgegeben.
Ausgangspunkt für diesen Abbaupfad ist das
strukturelle Defizit im Jahr 2010. Durch die einge-
leiteten Maßnahmen wird es gelingen, das struk-
turelle Defizit jährlich um die erforderlichen rund
7,5 Milliarden Euro zurückzuführen.

Es gibt für Deutschland nur einen richtigen Weg:
Durch maßvolle Haushaltsdisziplin nachhaltiges
Wachstum zu ermöglichen. Diesen Weg geht die
Bundesregierung: Durch Konsolidierung auf der
Ausgabenseite wird nachhaltig gehandelt. Das
bringt deutlich bessere Wachstumsaussichten als
Konsolidieren über die Einnahmeseite, zum Bei-
spiel über Steuererhöhungen. Wachstumspoten-
ziale für die Zukunft werden gestärkt, indem In-
vestitionen in Bildung und Forschung – trotz Kon-
solidierungsdruck – erhalten beziehungsweise
noch ausgebaut werden. Denn dies sind die
Schlüsselbereiche für die Zukunftsfähigkeit unse-
rer Gesellschaft!
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Religionsfreiheit weltweit durchsetzen
An diesem Donnerstag debattierte der
Deutsche Bundestag den Antrag der Koaliti-
onsfraktionen „Religionsfreiheit weltweit
schützen“. In mehr als 64 Ländern der Welt, in
denen nahezu 70 Prozent der Weltbevölkerung
leben, ist die Religionsfreiheit, die ein grundle-
gendes Menschenrecht bildet, mindestens
stark eingeschränkt. Besonders stark betroffen
ist das Christentum mit rund 200 Millionen
verfolgten Gläubigen. Die christlich-liberale
Koalition sorgt mit diesem Antrag dafür, dass
das Thema der Religionsfreiheit und die welt-
weite Situation bedrängter Christen endlich
aus ihrem Schattendasein heraus an die breite
Öffentlichkeit kommen. Religionsfreiheit ist
ein fundamentales Menschenrecht, das für alle
Menschen, unabhängig davon, wo sie leben
oder welcher Religion sie angehören, gelten
muss. Die Lage von Christen und anderer reli-
giöser Minderheiten liegt der Union am Her-
zen. Daher werden sich CDU und CSU selbst-
verständlich nicht nur dafür einsetzten, dass
niemand wegen seines Glaubens tätlich ver-
folgt werden darf. Es darf aber darüber hinaus
auch nicht sein, dass Menschen ihr Recht auf
Religionsfreiheit nicht leben dürfen, also ihren
Glauben nicht offen bekennen können, oder
dass sie im Alltag diskriminiert werden, weil sie
zu einer religiösen Minderheit gehören.

Reform des Gesundheitssystems
Die Koalitionsspitzen haben sich in dieser Wo-
che auf eine Reform des Gesundheitswesens
verständigt. Ziel ist ein gerechtes, soziales,
wettbewerbliches, stabiles und transparentes
Gesundheitssystem. Um unser Gesundheits-
system beneidet uns die Welt. Das wollen wir
auch für zukünftige Generationen erhalten.
Allerdings steht unser System vor den Heraus-
forderungen, die aus dem demografischen
Wandel und dem medizinischen Fortschritt
folgen. Wir werden deshalb strukturelle Re-
formen im System durchführen, die zu mehr
Wettbewerb, mehr Freiheit für den Einzelnen
und weniger Bürokratie führen. Es wird zu Ein-
sparungen kommen und der Beitragssatz der
Krankenkassen wird wieder auf die Höhe ange-
hoben, wie vor der Finanz- und Wirtschaftskri-
se. Um diese Krise besser meistern zu können,
war seinerzeit der Beitragssatz durch das Kon-
junkturpaket II abgesenkt worden, was nun

wieder rückgängig gemacht werden kann. Dar-
über hinaus gibt es eine grundlegende Reform,
in dem die unabdingbaren notwendigen Aus-
gabensteigerungen im Gesundheitssystem
durch einen Zusatzbeitrag finanziert werden.
Dabei gibt es einen Finanzausgleich aus Steu-
ermitteln, der eine Überforderung des Einzel-
nen vermeidet. Steuererhöhungen sind dazu
nicht notwendig.

Neue Regeln auf dem Arzneimittelmarkt
In erster Lesung wurde in dieser Woche das
Gesetz zur Neuordnung des Arzneimittelmark-
tes in der gesetzlichen Krankenversicherung
(GKV) beraten, welches langfristige strukturel-
le Änderungen zur Neuordnung des Arzneimit-
telmarktes einführt. So müssen Pharmaunter-
nehmen künftig den Nutzen für alle neuen
Arzneimittel nachweisen und den Erstattungs-
betrag mit der gesetzlichen Krankenversiche-
rung vereinbaren. Der Arzneimittelmarkt in der
gesetzlichen Krankenversicherung wird dere-
guliert, etwa durch die Verschlankung von
Wirtschaftlichkeitsprüfungen. Therapiehinwei-
se und Verordnungsausschlüsse werden klarer
geregelt. Rabattverträge für patentfreie und
wirkstoffgleiche Arzneimittel (Generika) wer-
den mit mehr Wettbewerb und patienten-
freundlicher gestaltet.

Mopedführerschein bereits mit 15 Jahren
Die 3. Führerscheinrichtlinie der EU erlaubt ein
einfacheres Verfahren für den Erwerb der
Fahrerlaubnis für Zweiräder. Mit dem Antrag
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP „Erwerb
von Zweiradführerscheinen erleichtern“ for-
dern wir die Bundesregierung auf, diese er-
leichterten Bedingungen in nationales Recht
umzusetzen. Unter anderem soll das Mindest-
alter beim Mopedführerschein der Klasse AM
auf 15 Jahre heruntergesetzt werden.

Zitat
„Man muss anerkennen, dass die Spanier ge-
stern einfach stärker waren. Wir haben
schlechter, aber nicht schlecht gespielt. Natür-
lich sind wir heute alle ein wenig traurig, aber
unsere Nationalmannschaft kann, egal, wie das
Spiel am Samstag ausgeht, erhobenen Hauptes
von dieser WM in Südafrika zurückkehren.“
(Bundesinnen- und Sportminister Thomas de Maizière
am Donnerstag in Berlin zum Abschneiden der deut-
schen Fußball-Nationalmannschaft bei der WM in
Südafrika.)


